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Antrag 

der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Rücknahme der Visums- und Aufenthaltsgenehmigungspflicht für hier lebende Kin- 
der und Jugendliche aus den ehemaligen Anwerbestaaten Türkei, Marokko, Tunesi- 
en und den Nachfolgestaaten Ex-Jugoslawiens 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
am 11. Januar 1997 von der Bundesregierung erlassene Ver- 
ordnung nach § 3 Abs. 4 des Ausländergesetzes zur Änderung 
der Verordnung zur Durchführung des Ausländergesetzes 
(DVAuslG) in § 2 Abs. 2 und § 28 Abs. 4 aufzuheben. 

2. Der Deutsche Bundestag appelliert an die Bundesländer, der 
Verordnung nach § 3 Abs. 4 des Ausländergesetzes zur Ände- 
rung der Verordnung zur Durchführung des Ausländergeset- 
zes (DVAuslG) in § 2 Abs. 2 und § 28 Abs. 4 vom 11. Januar 
1997 nicht zuzustimmen. 

Bonn, den 13. Februar 1997 

Ulla Jelpke 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die Verordnung hebt die in § 2 Abs. 2 DVAuslG festgelegte Be- 
freiung von der Visumspflicht für Minderjährige unter 16 Jahren 
aus den ehemaligen Anwerbestaaten Türkei, Tunesien, Marokko, 
Mazedonien, Bosnien und Herzegowina, Slowenien, Bundesrepu- 
blik Jugoslawien und Kroatien auf. Gleichzeitig werden die hier 
lebenden und zum großen Teil hier geborenen Kinder und Ju- 
gendlichen mit der Staatsangehörigkeit dieser Länder gezwungen, 
sich ihren Aufenthalt hier behördlich genehmigen zu lassen. 

Die Visumsverordnung erschwert den Besuchsverkehr zwischen 
Kindern und Verwandten im Herkunftsland der Eltern oder zwi- 
schen Kindern und Eltern, so die Kinder im Herkunftsland der El- 
tern wohnen. Dies widerspricht dem im Grundgesetz verlangten 
besonderen Schutz der Familie. Es handelt sich bei den in der Ver- 
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Ordnung benannten Staaten um die Hauptanwerbeländer außer- 
halb der EU. Entsprechend herrscht seit der in den 50er und 60er 
Jahren erfolgten Anwerbung von Arbeitskräften im Interesse der 
deutschen Wirtschaft ein reger, familienpolitisch notwendiger und 
verfassungspolitisch gewollter Reiseverkehr zwischen der Bun- 
desrepubhk Deutschland und den benannten Staaten. Deshalb ist 
nicht die Gleichstellung der Anwerbestaaten mit Nichtanwerbe- 
staaten außerhalb der EU, sondern eine Visums- und aufenthalts- 
rechtliche Gleichstellung der Anwerbestaaten mit den Hauptan- 
werbeländern innerhalb der EU (Italien, Spanien, Portugal, 
Griechenland) dringend geboten. 

Die Visums- und Aufenthaltsgenehmigungspflicht signalisiert den 
mehr als 600 000 hier lebenden betroffenen Kindern und Jugend- 
lichen, daß sie weiter als nicht dieser Gesellschaft zugehörig be- 
trachtet werden, obwohl sie hier auf gewachsen, zum Teil gar hier 
geboren und damit faktisch Teil unserer Gesellschaft sind. Die Ver- 
ordnung ist deshalb auch integrationspolitisch ein verheerendes 
Signal an die betroffenen Kinder und Jugendlichen und ihre Fa- 
milien. 

Einreisebegehren von unbegleiteten mindeijährigen Flüchtlingen 
werden von der Bundesregierung als Vorwand für die Verordnung 
genutzt. Über die Visaverordnung will sie die Einreise dieser Kin- 
der und Jugendhchen verhindern. Dies widerspricht einschlägi- 
gen Kinderschutzbestimmungen. Unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge müssen nach Ankunft in Deutschland kindgerecht in 
Kinder- und Jugendeinrichtungen auf genommen werden, bis Klar- 
heit über den Grund ihres Einreisebegehrens herrscht und ggf. 
über ihren Asylantrag entschieden ist. 
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